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Editorial
Liebe Leserinnen und Leser,

das so genannte Sparpaket der
Bundesregierung empört die
Menschen. Die Kosten für die Ret-
tung von Banken und Bankiers,
für die Streichung der Vermögen-
steuer und die Senkung der Steu-
ern für Großverdiener sind
enorm. Jetzt sollen die Schulden
von Erwerbslosen, Beschäftigten
und Rentnern bezahlt werden. Da-
gegen organisieren Gewerkschaf-
ten und Sozialverbände Wider-
stand. DIE LINKE ist mit dabei.
Machen auch Sie mit!

Die Umverteilung von unten nach
oben in der Bundespolitik schlägt
voll auf die Kommunen durch. Im
Landkreis Osterholz können die
Kreisstadt und die Gemeinden
ihre Haushalte nicht mehr aus-
gleichen. Kommunalpolitiker von
CDU und FDP weigern sich, die
dafür Verantwortlichen in Bund
und Land zur Rechenschaft zu zie-
hen und setzen auf Sozialabbau
in den Kommunen.

In einem Jahr sind Kommunal-
wahlen. DIE LINKE wird mit ih-
ren Ratsmitgliedern aktiv für die
Rechte der Bürgerinnen und Bür-
ger kämpfen. Und zwar gemein-
sam mit ihren Fraktionen im
Landtag und im Bundestag.

Ihr
Herbert Behrens
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L A N D K R E I S  O S T E R H O L Z

Die Finanzkrise ist zurück, weil sie
in Wahrheit nie überwunden war.
Statt die Ursachen der Verwerfun-
gen auf den Weltfinanzmärkten zu
bekämpfen, statt das Casino zu
schließen und die Zocker-
instrumente zu verbieten, wurden
die Banken weltweit mit Billionen
Steuergelder vor den Konsequen-
zen ihrer Geschäfte bewahrt.

Jetzt werden europaweit soziale Leis-
tungen, Löhne und Renten gekürzt.
Auch die deutsche Regierung ist –
wie ihre Vorgänger – zu feige, um sich
mit den Profiteuren ungeregelter
Finanzmärkte und den Vermögenden
anzulegen. Vielmehr sollen Hartz IV-
Empfänger für das angerichtete De-
saster geradestehen. Die CDU-FDP-

Krise übKrise übererwinden –winden –
gerecgerecgerecht bht bht besteuernesteuernesteuern

Bundesregierung will 30 Milliarden
Euro bei den Sozialausgaben kürzen.
Das ist sozial ungerecht. DIE LINKE
hat ein konkretes Programm, mit
dem die Finanz- und Wirtschaftskri-
se tatsächlich und dauerhaft über-
wunden werden kann, weil es ihre
Ursachen bekämpft. Wir fordern:

Binnennachfrage stärken: Dies er-
fordert eine Ausweitung öffentlicher
Ausgaben und Maßnahmen zur Stei-
gerung der Kaufkraft und des priva-
ten Konsums. Die LINKE fordert ein
Zukunftsprogramm in Höhe von 125
Milliarden Euro pro Jahr: für öffent-
liche Investitionen, öffentliche Be-
schäftigung und industrielle Beteili-
gungen.

Weiter auf Seite 4

Karikatur: Klaus Stuttmann



Seite 2 LINKE KREISZEITUNG Nr. 1/2010

OSTERHOLZ-SCHARMBECK

Anwohner leiden unter
Lärm durch Güterzüge

„Unerträglich, im Sommer nachts ein
Horror!“ — Die Anwohner an der
Wienbeck, der Luisenstraße und der
Winkelstraße in Osterholz-Scharm-
beck sind genervt. Und sie sind wü-
tend, weil die Bahn Lärmschutzwän-
de erst 2015 bauen will.

Eine Anwohnerinitiative hatte jetzt
die Vertreter der Stadtratsfraktionen
eingeladen, um auf ihre Situation auf-
merksam zu machen. DIE LINKE
wird die Forderungen der Anwohner
in den Rat hineintragen. So verspra-

chen es auch die Vertreter von SPD,
CDU und Bürgerfraktion, die an dem
Ortstermin teilnahmen.

Die Bundestagsabgeordneten Her-
bert Behrens von der LINKEN und
Andreas Mattfeld von der CDU be-
werteten die Chancen für eine zü-
gige Lärmminderung an dem Stre-
ckenabschnitt unterschiedlich. Her-
bert Behrens wies darauf hin, dass
die Bundesregierung zu wenig Geld
für Lärmschutz zur Verfügung stellt.

DIE LINKE wird sich bei den Haus-
haltsberatungen für 2011 für eine
Aufstockung der Mittel für den Lärm-
schutz einsetzen.

Nachrichten aus der
Kommunalpolitik

WORPSWEDE

Demokratie kostet auch Geld

Der Bürgermeister
und Gemeinderäte
in Worpswede
wollen die Orts-
räte in Worpswe-
de, Neu Sankt Jür-
gen, Hüttenbusch
und Ostersode ab-
schaffen. Die
Finanznot der Ge-
meinde durch die Abschaffung der
Ortsräte lindern zu wollen, ist absurd.

Laut Grundgesetz haben die Gemein-
den das Recht, Angelegenheiten der
örtlichen Gemeinschaft im Rahmen
der Gesetze in eigener Verantwortung
zu regeln. Ein so wichtiger Ort ver-
langt Mitbestimmungsmöglich-
keiten. Ortsräte sind ein wesentlicher
Bestandteil kommunaler Demokra-
tie. Sie müssen erhalten bleiben.

DIE LINKE in Worpswede sieht das
Problem, dass die Gemeinde über-
haupt nicht mehr das tun kann, was
sie eigentlich tun müsste. Gut ausge-
stattete Schulen, in Ordnung gebrach-
te Straßen und Fußwege und soziale
Einrichtungen sind kaum noch finan-
zierbar, weil Steuergeschenke und
Kürzungen des Finanzausgleichs
durch die CDU/FDP-Regierungen in
Berlin und Hannover die Kommunen
in Milliardenhöhe belasten.

Notwendig wäre, dass alle Mitglieder
des Gemeinderates bei ihren Partei-
freunden im Landtag Hannover und
im Bundestag in Berlin   mehr Geld
für die Belange der Menschen in den
Gemeinden einfordern. Und zwar
durch ein gerechtes Steuersystem,
das Reiche entsprechend ihrer Leis-
tungsfähigkeit belastet.

Mit meinen Anträgen im Rat habe ich
mich darum bemüht, mit einer höhe-
ren Gewerbesteuer mehr Geld in die
Gemeindekasse zu bekommen und
durch die Senkung der Aufwands-
entschädigung für die Ratsmitglieder

ein Signal zu setzen für einen bewuss-
ten Umgang mit den Finanzen. Das
sind Ansätze für einen kommunalen
Eigenbeitrag zur Überwindung der
Finanznot unserer Gemeinde. Zusam-
men mit einer Gemeindefinanzre-
form muss der Niedergang des sozia-
len Gemeinwesens in der Kommune
gestoppt werden. Die Abschaffung
demokratischer Selbstverwaltungs-
strukturen wie den Ortsräten
Worpswede, Neu Sankt Jürgen, Hüt-
tenbusch und Ostersode beschleunigt
den Niedergang.             Bernd Rugen

Windräder in Wallhöfen

LANDKREIS OSTERHOLZ

Zukunftsfähige Energiewende
geht nur mit Windkraft

Auf Landkreisebene wurde ein Ent-
wurf für ein regionales Raum-
ordnungsprogramm vorgelegt und in
den Gremien des Kreises und der
Stadt Osterholz-Scharmbeck disku-
tiert. Insbesondere hinsichtlich des
Ausweises von Flächen für Wind-
kraftanlagen haben wir als LINKE
noch erheblichen Veränderungs-
bedarf. So vertreten wir die Meinung,
die Auswahlkriterien für die Stand-
orte noch einmal gründlich zu über-
arbeiten. In Osterholz-Scharmbeck
haben wir die Ausweisung eines Ge-
biets für die Errichtung von Wind-
kraftanlagen in einem Landschafts-
schutzgebiet abgelehnt, mit der
Lilienthaler Initiative „5 sind genug“
sind wir im Gespräch. Grundsätzlich
aber steht DIE LINKE für einen mas-
siven Ausbau der Windenergie.

Peter FlieshardtLärmschutz an der Strecke Bremen–
Bremerhaven gibt es in Osterholz-
Scharmbeck nicht. DIE LINKE will sich
im Bundestag für mehr Geld für Lärm-
schutzmaßnahmen einsetzen.

Bernd Rugen
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Info-Coupon

( Bitte schicken Sie mir Informati-
onen über die DIE LINKE.

( Ich möchte zum nächsten Treffen
der LINKEN eingeladen werden.

Informationen an mich bitte

( per E-Mail

( per Post

Absender:

Name

Vorname

Straße/Nr.

PLZ/Ort

Telefon

E-Mail

Coupon einsenden an:
DIE LINKE. Landkreis Osterholz
Marktplatz 8, 27711 Osterholz-
Scharmbeck, Fax 04791 9658-866

RRaubzug durcaubzug durch die Th die Tascaschenhen
der Krankder Krankenversicenversichertenherten
Der Deutsche Gewerkschaftsbund
(DGB) und die großen Sozialver-
bände fordern den Stopp der Ge-
sundheitsreform der Bundesregie-
rung. DIE LINKE im Landkreis Os-
terholz unterstützt das Bündnis.

„Die Gesundheitsreform gleicht ei-
nem Raubzug durch die Geldbeutel
der gesetzlichen Krankenversi-

cherten“, heißt es in einer Presse-
mitteilung des Bündnisses. Die Bun-
desregierung leere die Taschen der
Normal- und Geringverdiener, der
Rentnerinnen und Rentner sowie al-
ler sozial Benachteiligten. Die vorge-
legte Reform verdiene den Namen
nicht, tatsächlich handele es sich um

schlichtes Abkassieren bei den Bei-
tragszahlerinnen und -zahlern.

Die Bundesregierung plant die Ein-
führung einkommensunabhängiger
Pauschalen in der Krankenversiche-
rung. Die teilzeitbeschäftigte Verkäu-
ferin zahlt genauso viel wie die der
Bankvorstand. Gleichzeitig sinkt der
Anteil der Arbeitgeber immer weiter.

Die Pläne der Regierung wären das
Ende der solidarischen Finanzierung
des Gesundheitswesens, an der bis-
her jede und jeder nach seinen Mög-
lichkeiten beteiligt war. Weil damit
die Beiträge der Bestverdienenden
fehlen, müssen Leistungen einge-
schränkt werden. Eine gute medizi-
nische Versorgung ist dann nur ge-
gen Bares möglich. Gesundheit wird
so zur Ware, in Praxen und Kliniken
tobt der Wettbewerb. Auf der Strecke
bleiben Familien, Rentnerinnen und
Rentner und Menschen mit kleinem
Einkommen.

Auf dem Marktplatz in Osterholz-
Scharmbeck informierten Mitglieder
LINKEN bereits über die Folgen der
Verschlechterung. Die Bürgerinnen
und Bürger ärgern sich über den
dreisten Angriff der CDU und FDP auf
das Gesundheitswesen.

„Der Widerstand
gegen die Plä-
ne der Bun-
d e s r e g i e -
rung muss
viel stärker
werden. DIE
LINKE wird
deshalb mit eige-
nen Aktionen die Aktivitäten des
Bündnisses unterstützen“, sagt der
Kreisvorsitzende der LINKEN und
Bundestagsabgeordnete Herbert Beh-
rens. Alle Bürgerinnen und Bürger
sind aufgefordert, ihren Protest deut-
lich zu machen.

Das Bündnis der Gewerkschaften
und Sozialverbände „Für mehr Soli-
darität im Gesundheitswesen“ bietet
auf seiner Internetseite Möglichkei-
ten dazu: www.Stoppauschale.de

Lilienthaler wehren sich gegen
Standort für Tetra-BOS-Turm
Und wieder einmal: Geheimhaltung
bis zum Baubeginn. Proteste der
Bürgerinnen und Bürger sind die Fol-
ge. Das ist in Lilienthal nicht anders.
Ganz erschrocken sind jetzt die Lokal-
politikerinnen und -politiker über die
Reaktion der Menschen.

DIE LINKE kritisierte die Geheimnis-
krämerei der Behörden und den
Maulkorberlass für Gemeindever-
waltungen, als Axstedter Bürgerin-
nen und Bürgern gegen den Tetra-
BOS-Funkturm mitten im Wohn-
gebiet protestierten.

Das Recht auf Gesundheit und kör-
perliche Unversehrtheit gehört für

die Partei DIE LINKE zu den unver-
äußerlichen Menschenrechten. Der
Schutz der Umwelt und der Schutz
des Menschen vor den negativen Fol-
gen und Auswirkungen einer oftmals
am Profit orientierten, unkontrol-
lierten Gestaltung und Anwendung
neuer Technologien und Produkte
gehört daher zu einem der Grundpfei-
ler ihrer Politik.

Dass die Einwohnerinnen und Ein-
wohner erst im Nachhinein und aus
der Presse von der geplanten Errich-
tung von Tetra-BOS-Sendetürmen in
ihrem Wohnumfeld erfahren , ist ein
Skandal und undemokratisch.
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11.. 99..–– AntikriegstagAntikriegstag
Nie wieder KriegNie wieder Krieg!!

Fortsetzung von Seite 1

Öffentliche Arbeitsplätze schaf-
fen: Mehr als zwei Millionen Stellen
im öffentlichen Dienst sind seit 1990
vernichtet worden. Im Rahmen des
Zukunftsprogramms wollen wir öf-
fentliche Beschäftigung und Investi-
tionen in den Bereichen Bildung und
Kultur, Gesundheit, gesellschaftliche
Infrastruktur und öffentliche Da-
seinsvorsorge ausweiten.

Sozial-ökologischen Umbau vo-
rantreiben: Mit dem Zukunfts-
programm sollen jährlich 50 Milliar-
den Euro für Investitionen in den
Ausbau der Infrastruktur und eine
sozial-ökologische Entwicklung aus-
gegeben werden. Zusätzlich sollen
mit einem Zukunftsfonds als Teil des
Zukunftsprogramm 25 Milliarden
Euro jährlich für den sozial-ökologi-
schen Umbau der Industrie und der
Sicherung von Arbeitsplätzen bereit-
gestellt werden.

Krise übKrise übererwinden – gerecwinden – gerecht bht besteuernesteuern
Banken vergesellschaften und Fi-
nanzmärkte regulieren: Die priva-
ten Banken haben maßgeblich jede
Regulierung der Finanzmärkte hin-
tertrieben. Dies gefährdet die Demo-
kratie. Damit sie ihre ureigenste Auf-
gabe, die Kreditversorgung der Wirt-

schaft zu sichern, wieder wahrneh-
men, müssen die privaten Banken in
öffentliches Eigentum und öffentli-
che Kontrolle überführt und zusam-
men mit den Landesbanken konsoli-
diert und verkleinert werden.

Reiche besteuern: In den letzten
zehn Jahren haben die Regierungen
eine Umverteilung von unten nach
oben, eine faktische Enteignung von
Millionen arbeitender Menschen in
der Größe von mehr als einer Billion
Euro durchgesetzt. Die privaten Geld-
vermögen der Millionäre und Multi-
millionäre in Deutschland sind um
eine Billion Euro angeschwollen. DIE
LINKE will diese Enteignung der
Mehrheit stoppen und umkehren.
Wir wollen unter anderem eine deut-
lich stärkere Besteuerung von Rei-
chen und Vermögenden. 160 Milliar-
den Euro Mehreinnahmen sind mög-
lich durch ein anderes Steuersystem.

Herbert Behrens

Veranstaltungen
Wir laden Sie herzlich ein, bei uns
Gäste zu sein!

Dienstag, 7. September,
19 Uhr, Kulturzentrum Kleinbahnhof
OHZ: Für eine solidarische Kran-
kenversicherung — gegen die
Kopfpauschale, Vortrag und Dis-
kussion

Donnerstag, 16. September,
19 Uhr: Oberstleutnant a. D. Jür-
gen Rose: „Ernstfall Angriffkrieg.
Globale Verteidigung – der neue
Auftrag der Bundeswehr“

Dienstag, 5. Oktober,
19 Uhr, Kulturzentrum Kleinbahnhof:
Kreismitgliederversammlung

Neuer Vorstand für DIE LINKE

Auch 71 Jahre nach dem Überfall
Hitler-Deutschlands auf Polen und
dem Beginn des 2. Weltkriegs wer-
den weltweit Kriege geführt.

Mit Billigung der Regierung und der
Mehrheit der Abgeordneten im Bun-
destag beteiligen sich in Afghanistan
deutsche Soldaten erneut an Kriegs-
einsätzen im Ausland. Opfer sind
immer häufiger unschuldige, an
Kampfhandlungen nicht beteiligte
Zivilisten. Auch wenn Kriege und
kriegerische Konflikte von Politikern
gegenüber der Öffentlichkeit immer
wieder als unvermeidbar verteidigt
werden, lautet eine der Lehren nicht
zuletzt aus der deutschen Vergangen-
heit: Gewalt wird nicht mit Gewalt
eingedämmt. Die Forderung der Frie-
densbewegung: Frieden schaffen
ohne Waffen! ist daher aktueller denn
je. Zur Erinnerung und zum Geden-
ken an die über 60 Millionen Toten,
die am Ende des 2. Weltkriegs zu be-
klagen waren, gibt der Antikriegstag
2010 Anlass, um für folgende Forde-
rungen einzutreten:

mFür die Beendigung des Krieges
in Afghanistan und den umgehenden
Abzug der Bundeswehr aus diesem
Land

mFür die sofortige Einstellung aller
Planungen zur weiteren Militarisie-
rung Europas und zur Errichtung ei-
ner EU-Rüstungsagentur

mFür die Beendigung von Rüs-
tungsproduktion und Rüstungs-
exporten sowie die schrittweise Um-
stellung der Rüstungsproduktion auf
zivile Produkte.              Horst Blidon

Die Mitglieder der Partei DIE LINKE
im Kreisverband Osterholz setzen auf
Beständigkeit. Sie wählten Eva Schä-
fer, Lilienthal, Arnold Neugebohrn,
Schwanewede, sowie Peter Flieshardt
und Herbert Behrens, Osterholz-
Scharmbeck, die bereits dem alten
Vorstand tätig waren, erneut in den
Kreisvorstand; dort neu ist Dorothea
Brauns. Zwei weitere Plätze in dem
Gremium, das zur Hälfte aus Frauen

bestehen soll, konnten noch nicht be-
setzt werden.
Die Kommunalwahl im September
2011 wird die politische Arbeit des
Kreisverbandes in den kommenden
zwölf Monaten bestimmen. Insbe-
sondere soll es um die Verknüpfung
der kommunalen Probleme, deren
Ursachen maßgeblich in der Landes-
und Bundespolitik zu suchen sind,
gehen.


